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A m t l i c h e  B e k a n n t m a c h u n g   

 

Erneute öffentlichen Auslegung des Entwurfes zur 54. Änderung des 
Flächennutzungsplans (§ 3 Abs. 2 Baugesetzbuch) 

 

Mit dieser amtlichen Bekanntmachung wird auf die erneute öffentliche Auslegung des 
Entwurfes zur Änderung des Flächennutzungsplans vom 16.10.2008 bis zum 15.11.2008 
hingewiesen. 

 

 
Der Geltungsbereich der Änderung umfasst den Bereich westlich der Oststraße zwischen B 525 
(Appelhülsener Straße) und Liebigstraße und ist in der Übersichtskarte dick umrahmt.  
 
Der Rat der Gemeinde Nottuln hat in seiner Sitzung am 05.06.2003 die Einleitung des Verfahrens 
zur Aufstellung des Bebauungsplanes 102  1. förmliche Änderung des Bebauungsplanes Nr. 63 
„Gewerbegebiet an der B 67/II“ beschlossen. 
Die Änderung des Bebauungsplanes kann nur auf dem gleichzeitig im Parallelverfahren zu 
ändernden Flächennutzungsplan basieren. 

  

Durch die Änderung des Flächennutzungsplan soll in ein die allgemeine Art der baulichen Nutzung 
von gewerblicher Baufläche in ein Sondergebiet großflächiger Einzelhandel - Fachmarktzentrum 
geändert werden.  
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Der Entwurfes zur Änderung des Flächennutzungsplans und seine Begründung mit Umweltbericht 
liegen nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch für die Dauer eines Monats 16.10.2008 bis einschließlich 
15.11.2008 bei der  

 

 

Gemeinde Nottuln, Stiftsplatz 7/8, 48301 Nottuln 

FB 3 Bau- und Ordnung, im Flur vor den Zimmern 714 und 715 

 in der Zeit   Mo.-Fr.   08.30 bis 12.30 Uhr 

   Mo., Di., Mi.   14.00 bis 16.00 Uhr 

 Do.   14.00 bis 18.00 Uhr 
 
zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 

Ebenso ausgelegt werden die wesentlichen bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen. 

Zum Änderungsgebiet liegen der Gemeinde Nottuln zu folgenden Themenbereichen 
umweltbezogene Informationen vor: Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Luft und Klima, 
Landschaft, biologische Vielfalt, Mensch und seine Gesundheit, Bevölkerung insgesamt, Kultur- 
und sonstige Sachgüter, Wechselwirkungen zwischen den Umweltmedien. Des Weiteren liegt eine 
Verträglichkeitsstudie der Firma GMA (Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung mbH) über die 
Erweiterung von Lebensmitteleinzelhandel für diesen Standort vor. 

Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich oder mündlich zur Niederschrift 
abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben und ein Antrag nach § 47 der 
Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht 
werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht 
wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 

 

 

 

Nottuln, 02.10.2008 

 

 

 

 

Peter Amadeus Schneider   
Bürgermeister  
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Bekanntmachung  
 
über die 60. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Nottuln gemäß § 6 
BauGB mit Begründung und Umweltbericht  
 
 
Der Rat der Gemeinde Nottuln hat in seiner Sitzung am 24.06.2008 die 60. Änderung des 
Flächennutzungsplans der Gemeinde Nottuln, gemäß § 6 BauGB in der derzeit geltenden Fassung 
beschlossen. Die Bezirksregierung Münster hat als zuständige übergeordnete Behörde die 60. 
Flächennutzungsplanänderung am 25.09.2008 genehmigt.  
Der räumliche Geltungsbereich der 60. Flächennutzungsplanänderung ergibt sich aus der 
nachfolgenden Übersichtsskizze.  
 

 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
 
Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
Mit dieser Bekanntmachung wird die 60. Änderung des Flächennutzungsplanes wirksam.  
Die 60. Flächennutzungsplanänderung einschließlich ihrer Begründung mit Umweltbericht und der 
zusammenfassenden Erklärung kann ab sofort dauerhaft von jedermann bei der  
 
Gemeinde Nottuln, Stiftsplatz 7/8, 48301 Nottuln, FB 3 Bau- und Ordnung 
 

während, der allgemeinen Dienststunden eingesehen werden. Auf Verlangen wird über den Inhalt 
Auskunft gegeben. 
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Hinweise: 
Gemäß § 215 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
27. August 1997, BGBI. I Satz 2141, ber. 1998 I Satz 137, zuletzt geändert am 21.12.2006 (BGBl. 
I S 3316), wird auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften, 
sowie auf die Rechtsfolgen gemäß den §§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 und 215 Abs. 1 
BauGB und der Gemeindeordnung NRW 1994 § 7 Abs. 6 hingewiesen. 
 
Die entsprechenden Gesetzesvorschriften lauten wie folgt: 
1. Baugesetzbuch § 44 Abs. 3, Sätze 1 und 2 sowie Abs. 4: 
   (3)„Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in den 

         §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann 
         die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Ent- 
         schädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.“  

 
(3) „Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ab- 
         lauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3, Satz 1 bezeichneten Vermögens 
         nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.“  
 

2. Baugesetzbuch § 215 Abs. 1:  
(1)  „Unbeachtlich werden:  

1.  eine nach § 214 Abs. 1, Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be- 
 zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs.2 beachtliche Verletzung der Vor- 

schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und Flächennutzungsplans und 
3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2a beachtlich sind.“ 
 
3. Gemeindeordnung NW 1994 § 7 Abs. 6:  

 (6) „Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn:  
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeige- 
  verfahren wurde nicht ordnungsgemäß durchgeführt,  
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.“
  

 
Nottuln, 02.10.2008 

 
 
 
 
 

Peter Amadeus Schneider 
Bürgermeister     Amstbl. d. Gem. No. S. 122 - 123 
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A m t l i c h e  B e k a n n t m a c h u n g   

 

Öffentliche Auslegung des Entwurfes der Aufstellung/Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 102 „Gewerbegebiet an der B 67 II“ (§ 3 Abs. 2 
Baugesetzbuch) 

 

Mit dieser amtlichen Bekanntmachung wird auf die erneute öffentliche Auslegung des 
Bebauungsplanentwurfes vom 16.10.2008 bis zum 15.11.2008 hingewiesen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Geltungsbereich ergibt sich aus der oben stehenden Übersichtsskizze. Er liegt 
zwischen der B 525 (Appelhülsener Straße), der Schapdettener Straße, dem Waldweg und 
der Liebigstraße.  

Der Rat der Gemeinde Nottuln hat in seiner Sitzung am 05.06.2003 die Einleitung des 
Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes 102  1. förmliche Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 63 „Gewerbegebiet an der B 67/II“ beschlossen. 
Inhalt der Planänderung ist die Schaffung eines Sondergebietes für einen großflächigen 
Einzelhandelsmarkt und der weitgehende Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben mit 
zentrenrelevanten Sortimenten.  
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Der Bebauungsplanentwurf und seine Begründung mit Umweltbericht liegen nach § 3 
Abs. 2 Baugesetzbuch für die Dauer eines Monats, vom 16.10.2008 bis einschließlich 
15.11.2008, bei der  

Gemeinde Nottuln, Stiftsplatz 7/8, 48301 Nottuln 
FB 3 Bau- und Ordnung, im Flur vor den Zimmern 714 und 715 

 in der Zeit 

   Mo.-Fr.   8.30 bis 12.30 Uhr 
   Mo., Di., Mi.   14.00 bis 16.00 Uhr 
   Do.   14.00 bis 18.00 Uhr 

 

zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 

Ebenso ausgelegt werden die wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen. 

Zum Plangebiet liegen der Gemeinde Nottuln zu folgenden Themenbereichen umweltbezogene 

Informationen vor: Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Luft und Klima, Landschaft, biologische 

Vielfalt, Mensch und seine Gesundheit, Bevölkerung insgesamt, Kultur- und sonstige Sachgüter, 

Wechselwirkungen zwischen den Umweltmedien. Es liegt eine Verträglichkeitsstudie über die 
Erweiterung des ansässigen Lebensmittelbetriebes vor.  

Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 
bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Ein Antrag 
nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung (Normenkontrollklage) ist unzulässig, soweit 
mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen dieser 
Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können. 

 

 

Nottuln, 02.10.2008 

 

 

 

Peter Amadeus Schneider   
Der Bürgermeister 

       Am t s b l .  d .  G e m .  No .  S .  1 2 5  -  1 2 6  
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Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses 
 
über die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 111 „Gewerbegebiet Wellstraße“ 
gemäß § 10 BauGB der Gemeinde Nottuln mit Begründung 
 
Der Rat der Gemeinde Nottuln hat in seiner Sitzung am 24.06.2008 die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 111 „Gewerbegebiet Wellstraße“ der Gemeinde Nottuln, gemäß § 10 BauGB 
in der derzeit geltenden Fassung als Satzung beschlossen und die zugehörige Begründung 
gebilligt.  

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 111 ergibt sich aus der nachfolgenden 
Übersichtsskizze. 

 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
 
Vorstehende Satzung wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht. 
Mit dieser Bekanntmachung wird die Änderung des Bebauungsplanes Nr. 111 „Gewerbegebiet 
Wellstraße“ rechtsverbindlich. 
Die vorgenannte Satzung einschließlich ihrer Begründung mit Umweltbericht und der 
zusammenfassenden Erklärung kann ab sofort dauerhaft von jedermann bei der  
Gemeinde Nottuln, Stiftsplatz 7/8, 48301 Nottuln, FB 3 Bau- und Ordnung 
während, der allgemeinen Dienststunden und zwar: 
 
 Mo.-Fr.   08.30 bis 12.30 Uhr 
  Mo., Di., Mi.   14.00 bis 16.00 Uhr 
  Do.   14.00 bis 18.00 Uhr 

 
eingesehen werden. Auf Verlangen wird über den Inhalt Auskunft gegeben. 
 
Gemäß § 215 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
27. August 1997, BGBI. I Satz 2141, ber. 1998 I Satz 137, zuletzt geändert am 21.12.2006 (BGBl. 
I S 3316), wird auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften, 
sowie auf die Rechtsfolgen gemäß den §§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 und 215 Abs. 1 
BauGB und der Gemeindeordnung NRW 1994 § 7 Abs. 6 hingewiesen. 
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Hinweise: 
 
Die entsprechenden Gesetzesvorschriften lauten wie folgt: 
 

1. Baugesetzbuch § 44 Abs. 3, Sätze 1 und 2 sowie Abs. 4: 
  

(4) „Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in den 
         §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann 
         die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Ent- 
         schädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.“  

 
(5) „Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ab- 
         lauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3, Satz 1 bezeichneten Vermögens 
         nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.“  
 

2. Baugesetzbuch § 215 Abs. 1: 
 

(2) „Unbeachtlich werden:  
1.  eine nach § 214 Abs. 1, Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be- 
 zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs.2 beachtliche Verletzung der Vor- 

schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und Flächennutzungsplans und 
3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2a beachtlich sind.“ 
 

3. Gemeindeordnung NW 1994 § 7 Abs. 6:  
 

(6) „Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn:  
b) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeige- 
  verfahren wurde nicht ordnungsgemäß durchgeführt,  
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
e) der Form oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.“
  

 
Nottuln, 02.10.2008 
 

 
 
 
 
 
 

Peter Amadeus Schneider 
Bürgermeister      Amtsbl. d. Gem. No. S. 126 - 127 
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A m t l i c h e  B e k a n n t m a c h u n g   

 

Bekanntmachung über die Änderung des Bebauungsplan Nr. 91 „1. förmliche 
Änderung des Bebauungsplans Nr. 78 „Appelhülsen Nord I““ im 
beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB  

 

Mit dieser amtlichen Bekanntmachung wird auf die öffentliche Auslegung des 
Bebauungsplanentwurfes gem. § 3 Abs. 2 BauGB vom 20.10.2008 bis zum 20.11.2008 
hingewiesen. 

 

 

 

Der Geltungsbereich der Planänderung (im Planausschnitt dick umrandet) liegt im Ortsteil 
Appelhülsen, angrenzend an den vorhandenen Lebensmittel–Markt, dem Ahornweg und 
dem Brulandbach. 

Der Bebauungsplanentwurf und seine Begründung mit Umweltbericht liegen nach § 3 
Abs. 2 Baugesetzbuch für die Dauer eines Monats, vom 20.10.2008 bis einschließlich 
20.11.2008, bei der  

Gemeinde Nottuln, Stiftsplatz 7/8, 48301 Nottuln 
FB 3 Bau- und Ordnung, im Flur vor den Zimmern 714 und 715 

 in der Zeit 

   Mo.-Fr.   08.30 bis 12.30 Uhr 
   Mo., Di., Mi.   14.00 bis 16.00 Uhr 
   Do.   14.00 bis 18.00 Uhr 

 

zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 
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Ebenso ausgelegt werden die wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 

Stellungnahmen. Zum Plangebiet liegen der Gemeinde Nottuln zu folgenden Themenbereichen 

umweltbezogene Informationen vor: Ein Lärmgutachten und ein Verkehrsgutachten zu den 
Auswirkungen des Einzelhandelsbetriebes.  

Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 
bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Ein Antrag 
nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung (Normenkontrollklage) ist unzulässig, soweit 
mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen dieser 
Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können. 

 

 

Nottuln, 02.10.2008 

 

 

 

 

 

Peter Amadeus Schneider   
Der Bürgermeister 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

       Am t s b l .  d .  G e m .  No .  S .  1 2 8  -  1 2 9  
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Allgemeinverfügung 
zur Verbrennung von Schlagabraum 

auf dem Gebiet der Gemeinde Nottuln 
 
 

I. Anordnung  
 

Aufgrund -§ 27 Absatz 2 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW-/AbfG) vom 
27. September 1994 (BGBl. S. 2705) in der zurzeit gültigen Fassung In Verbindung mit § 
35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 12. 
November 1999 (GV NRW S. 602) in der zurzeit gültigen Fassung genehmige ich, dass 
auf dem Gebiet der Gemeinde Nottuln pflanzliche Abfälle von landwirtschaftlich oder 
erwerbsgärtnerisch genutzten Grundstücken aus Maßnahmen zur Pflege von Hecken, 
Wallhecken, Windschutzstreifen, Kopf-/Obstbäumen sowie Ufergehölzen, in der Zeit vom 
13.10.2008 bis 30.03.2009 und vom 14.04. bis 19.04.2009 unter Beachtung der 
nachfolgend aufgeführten Auflagen verbrannt werden dürfen. 
 
 

II. Auflagen  
 
1. Das Verbrennen ist so zu steuern, dass Gefahren, Nachteile und erhebliche 
Belästigungen durch Luftverunreinigungen, insbesondere durch Rauchentwicklung, nicht 
eintreten können und ein Übergreifen des Feuers durch Ausbreitung der Flammen oder 
Funkenflug über den Verbrennungsort hinaus verhindert wird.  
 
2. Der Verbrennungsort muss außerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile 
liegen.  
 
3. Der Schlagabraum darf nur in unmittelbarer Nähe zur Anfallstelle verbrannt werden 
(auf/oder an dem Grundstück).  
 
4. Der Schlagabraum muss zu Haufen zusammengebracht werden. Die Haufen dürfen 
eine Höhe von 3,50 m nicht überschreiten.  
 
5. Als Mindestabstände sind einzuhalten:  
 
a) 200 m von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen,  
 
b) 100 m von zum Aufenthalt von Menschen bestimmten Gebäuden und sonstigen 
baulichen Anlagen, soweit diese nicht innerhalb von im Zusammenhang bebauten 
Ortsteilen errichtet sind,  
 
c) 50 m von öffentlichen Verkehrsflächen,  
 
d) 15 m von Gehölzbeständen und Gewässern,  
 
e) 10 m von befestigten Wirtschaftswegen.  
 
6. Die Haufen müssen von einem 15 m breiten Ring umgeben sein, der von 
Schlagabraum und ähnlichen brennbaren Stoffen frei ist.  
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7. Andere Stoffe, insbesondere Mineralöle, Mineralölprodukte oder andere Abfälle dürfen 
weder zum Anzünden noch zur Unterhaltung des Feuers benutzt werden.  
 
8. Bei starkem Wind darf nicht verbrannt werden, vorhandenes Feuer ist bei 
aufkommendem starken Wind unverzüglich zu löschen.  
 
9. Das Feuer ist ständig von zwei Personen, davon eine über 18 Jahre alt, zu 
beaufsichtigen. Sie dürfen den Verbrennungsplatz erst verlassen, wenn Feuer und Glut 
erloschen sind und müssen während des Verbrennens telefonisch erreichbar sein.  
 
10. Verbrennungsrückstände sind unverzüglich in den Boden einzuarbeiten oder mit Erde 
abzudecken.  
 
11. Die Haufen dürfen erst unmittelbar vor dem Verbrennen zusammengebracht werden, 
wenn zu erwarten ist, dass Vögel und Kleinsäuger im Schlagabraum Unterschlupf 
suchen.  
 
12. In einem Umkreis von 4 km Radius um Flughafenbezugspunkte sowie innerhalb eines 
Abstandes von 1,5 km von Landeplätzen und Segelfluggeländen darf Schlagabraum nur 
mit Einwilligung der Luftaufsicht oder Flugleitung verbrannt werden.  
 
13. Sonstige, die Verbrennung ordnende Regelungen, z.B. im 
Landesimmissionsschutzgesetz, sind zu beachten.  
 
14. Die geplante Verbrennung ist der Gemeinde unter Angabe der Menge, des genauen 
Ortes, des Datums und der Uhrzeit des Verbrennens anzuzeigen, die hierüber die 
Kreisleistelle informiert.  
 
 

III. Begründung  
 
Nach Aufhebung der Pflanzenabfallverordnung zum 01. Mai 2003 sind bei der 
Verwertung und Beseitigung von pflanzlichen Abfällen die allgemeinen abfallrechtlichen 
Bestimmungen zu beachten. Dies gilt auch für Abfälle aus Hecken-, Strauch- und 
Kopfbaumschnittmaßnahmen sowie aus dem forstwirtschaftlichen Bereich.  
 
Diese Abfälle sind somit grundsätzlich zu verwerten. Weiterhin sind Abfälle aus diesen 
Pflegemaßnahmen, soweit sie nicht verwertet, sondern beseitigt werden sollen, nach § 13 
des KrW-/AbfG grundsätzlich dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger zur Verfügung 
zu stellen und gemäß § 27 Abs. 1 KrW-/AbfG in einer zugelassenen Anlage zu 
beseitigen.  
 
 
Gemäß § 27 Absatz 2 KrW-/AbfG kann die zuständige Behörde Ausnahmen von der 
Pflicht, Abfälle in zugelassenen Anlagen zu beseitigen, erteilen. Die Ausnahmen können 
durch Einzelfallgenehmigung oder durch eine Allgemeinverfügung zugelassen werden.  
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Ausnahmen können aus kulturtechnischen Gründen oder aus Gründen des Forstschutzes 
erteilt werden. In Abstimmung mit der Unteren Landschaftsbehörde des Kreises Coesfeld 
habe ich mich im Interesse der Erhaltung der münsterländischen Parklandschaft 
entschieden, eine Ausnahmegenehmigung in Form einer Allgemeinverfügung für das 
Verbrennen von pflanzlichen Abfällen, welche bei der Pflege von Hecken, Wallhecken, 
Windschutzstreifen, Kopfbäumen sowie Ufergehölzen anfallen, zu erlassen.  
 
Die Gültigkeitsdauer dieser Verfügung wurde gewählt, da die Pflegemaßnahmen 
aufgrund landschaftsrechtlicher Regelungen bis zum 28.02.2007 abzuschließen sind und 
es zumutbar ist, dass der angefallene Abfall innerhalb eines weiteren Monats beseitigt 
werden kann. Der zweite festgesetzte Zeitabschnitt ergibt sich aus dem Umstand, dass 
z.B. aufgrund von schlechter Witterung, Traditionsfeuer an den Osterfeiertagen nicht 
abgebrannt werden können und der dafür vorgesehene Pflanzenabfall im anschließenden 
Zeitraum verbrannt werden soll. Meine Zuständigkeit ergibt sich aus der Ziffer 30.1.14 der 
Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten auf dem Gebiet des technischen 
Umweltschutzes vom 14.06.1994 in der zurzeit gültigen Fassung.  
 
 

IV. Inkrafttreten  
 
Die Allgemeinverfügung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Gemeinde Nottuln in Kraft.  
 
Nottuln, 25. September 2008  
 

 
 
 
 
 

Gemeinde Nottuln  
Der Bürgermeister 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung:  
 
Die vorstehende Allgemeinverfügung zur Verbrennung von Schlagabraum im Gebiet der 
Gemeinde Nottuln wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Nottuln, 25. September 2007  

 
 
 
 
 

Gemeinde Nottuln  
Der Bürgermeister  
 
 
       Amtsbl. d. Gem. No. S. 130 - 132 
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Information über eine   

 

 
 

Einwohnerversammlung 
 

zu den Grundlagen, Zielen, Zwecken und Auswirkungen der Ansiedlung eines Discounters in 

Nottuln-Appelhülsen 

 

Die Einwohnerunterrichtung findet statt: 

Im Schulze-Frenkings-Hof, großer Saal, 

Mittwoch, den 15. Oktober um 18 Uhr 

 

Erläuterung:  

Es ist beabsichtigt, auf der derzeit als Park genutzten Fläche am Ahornweg hinter dem K & K, 

einen Lebensmittelladen zu errichten. In der Einwohnerversammlung werden die Anwohner und 

andere Interessierte über die Planung und die nun vorliegenden Gutachten zur Lärm- und 

Verkehrsentwicklung informiert und können Anregungen geben.  

 

 
 

 

 

Der Bürgermeister 
(Peter Amadeus Schneider)  
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Bekanntmachung 
 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl des 
Bürgermeisters und der Vertretung der Gemeinde Nottuln im Jahr 2009 
 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung - KWahlO - vom 31. August 1993 (GV. NRW. S. 592, 967), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 03. März 2008 (GV NRW S. 222) - SGV. NW. 1112 - fordere ich zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen auf. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die vom Wahlleiter der Gemeinde Nottuln, 
Rathaus, Stiftsplatz 7-8, Zimmer 702, 48301 Nottuln, während der Dienststunden kostenlos abgegeben 
werden. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der § 46b und 46d Abs. 1 und 2 des Kommunalwahlgesetzes 
- KWahlG - in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509 und 
1999 S. 70), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.10.2007 (GV. NRW. S. 374), - SGV. NRW. 1112 - und 
der §§ 25, 26 und 31 sowie § 75a und 75b KWahlO weise ich hin. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten: 
 
1. Allgemeines 

 
1.1  Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes 
(Parteien), von Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten 
(Einzelbewerbern), von diesen allerdings keine Reserveliste, eingereicht werden.  
 
1.2 Als Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur benannt 
werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. 
Kommt eine derartige Versammlung nicht zustande, so kann die Partei oder Wählergruppe ihre 
Bewerber in einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen lassen. 
 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (Unions-bürger), die in 
Deutschland wohnen, sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar. 
 
Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreterversammlungen sind in geheimer Wahl zu wählen. 
Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber auf der Reserveliste und für die 
Bestimmung eines Bewerbers als Ersatzbewerber für einen anderen Bewerber. Stimmberechtigt ist nur, 
wer am Tage des Zusammentritts der Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 
 
Als Vertreter für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage des 
Zusammentritts der zur Wahl der Vertreter einberufenen Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt 
ist. 
 
Die Vertreter für die Vertreterversammlung und die Bewerber sind innerhalb der letzten 15 Monate vor 
Ablauf der Wahlperiode, die Bewerber für die Wahlbezirke frühestens nach der öffentlichen 
Bekanntgabe der Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbezirke zu wählen. 
 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den Beschluss 
einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen solchen Einspruch ist die 
Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 
 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Vertreterversammlung, über die Einberufung und 
Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das Verfahren für die Wahl 
des Bewerbers regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre Satzungen. 
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Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers mit Angaben über Ort und Zeit der 
Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, Vertreter oder Wahlberechtigten 
und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Leiter der 
Versammlung und zwei von dieser bestimmte Teilnehmer gegenüber dem Wahlleiter an Eides statt zu 
versichern, dass die Wahl des Bewerbers für das Amt des Bürgermeisters und der Bewerber für die 
Vertretung in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die Versicherung 
an Eides statt auch darauf zu erstrecken, dass die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber und die 
Bestimmung der Ersatzbewerber in geheimer Abstimmung erfolgt sind. Die Beibringung einer 
Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an Eides statt bis zum Ablauf der 
Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags. 
 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden 
Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertretung des zuständigen 
Kreises, im Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlags aus dem Land im Bundestag vertreten, so 
kann sie einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen nach demokratischen 
Grundsätzen gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm hat; dies gilt nicht für auf 
Landesebene organisierte Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des 
Parteiengesetzes bis zum Tage der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter 
eingereicht haben. 
 
Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG dem 
Bundeswahlleiter die Unterlagen eingereicht haben und wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträge auf 
Bestätigung der ordnungsgemäßen Einreichung von Satzung und Programm von Parteien und 
Wählergruppen eingereicht werden können, hat das Innenministerium öffentlich bekannt gemacht (MBl. 
NRW. S. 1105 ff.). 
 
 

2. Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters 
 

2.1 Der Wahlvorschlag für das Amt des Bürgermeisters soll nach dem Muster der Anlage 11d zur 
KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten: 
 

• Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den 
Wahlvorschlag einreicht; andere Wahlvorschläge können durch ein Kennwort des 
Wahlvorschlagsträgers gekennzeichnet werden; 

 
• Familiennamen, Vornamen, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift 

(Hauptwohnung) sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers. 
 

Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
 
2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet 
zuständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei anderen Wahlvorschlägen 
muss der Unterzeichner des Wahlvorschlags im Wahlgebiet wahlberechtigt sein. 
 
2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem 
von mindestens 180 Wahlberechtigten der Gemeinde persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern. Die 
Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem 
Nachweis der Wahlberechtigung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung 
für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis kann 
infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsträger nicht zu vertreten hat, nicht 
rechtzeitig erbracht werden. 
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2.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 180 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die 
Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14c zur KWahlO zu erbringen. Dabei ist 
folgendes zu beachten: 
 

• Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei 
der Anforderung sind die Bezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den 
Wahlvorschlag einreichen will, bei Einzelbewerbern das Kennwort, sowie 
Familienname, Vornamen und Wohnort des vorzuschlagenden Bewerbers 
anzugeben. Der Wahlleiter hat diese Angaben im Kopf der Formblätter zu 
vermerken. 

 
• Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen dies auf dem 

Formblatt persönlich und handschriftlich unterschreiben; neben der Unterschrift 
sind Familienname, Vornamen, Tag der Geburt, Anschrift (Hauptwohnung) des 
Unterzeichners anzugeben. 

 
 
• Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung 

seiner Gemeinde nach dem Muster der Anlage 15 zur KWahlO beizufügen, dass er 
im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
• Ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand 

mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen 
Wahlvorschlägen ungültig; die gleichzeitige Unterzeichnung eines Wahlvorschlags 
für einen Wahlbezirk und eine Reserveliste bleibt unberührt.  

 
Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber ist zulässig, wenn dieser in der Gemeinde 
wahlberechtigt ist. 

 
2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
 

• Die Zustimmungserklärung des Bewerbers nach dem Muster der Anlage 12c zur 
KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der 
Anlage 11d zur KWahlO abgegeben werden. Dabei hat der Bewerber zu versichern, 
dass er für keine andere Wahl zum Bürgermeister oder Landrat kandidiert. Die 
ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der 
Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen 
Wahlvorschlags. 

 
• Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13b zur KWahlO; die 

Bescheinigung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11d 
zur KWahlO abgegeben werden. 

 
• Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen eine Ausfertigung der 

Niederschrift über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung 
des Bewerbers (Anlage 9c zur KWahlO) mit der nach § 17 Abs. 8 KwahlG 
vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt (Anlage 10c zur KWahlO). 

 
3.  Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 

3.1 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO 
eingereicht werden. Er muss enthalten: 
 

• Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den 
Wahlvorschlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbern können durch ein 
Kennwort gekennzeichnet werden; 
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Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift 
(Hauptwohnung) sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers; bei Beamten und 
Angestellten nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die 
Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie 
angestellt sind, anzugeben. 
 

Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
 

3.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet 
zuständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei anderen Wahlvorschlägen 
muss mindestens ein Unterzeichner seine Unterschrift auf dem Wahlvorschlag selbst leisten. 
 
3.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen ferner von 
mindestens 5 Wahlberechtigten des Wahlbezirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge von 
Einzelbewerbern. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße 
Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeichner bis zum 
Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen 
Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der 
Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden. 
 
3.4 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von mindestens 5 Wahlberechtigten 
unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 
14a zur KWahlO zu erbringen. Nr. 2.4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass der 
Unterzeichner im Wahlbezirk wahlberechtigt ist. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch 
den Bewerber ist zulässig. 
 
3.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
 

• Die Zustimmungserklärung des Bewerbers nach dem Muster der Anlage 12a zur 
KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der 
Anlage 11a zur KWahlO abgegeben werden. Die ordnungsgemäße Abgabe der 
Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist 
Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahl-vorschlags. 

 
• Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13 zu KWahlO; die 

Bescheinigung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11a 
zur KwahlO erteilt werden. 

 
• Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen eine Ausfertigung der 

Niederschrift über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung 
der Bewerber mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen 
an Eides statt; ihrer Beifügung bedarf es nicht, soweit eine Ausfertigung der 
Niederschrift und der Versicherungen an Eides statt einem anderen Wahlvorschlag 
im Wahlgebiet beigefügt sind (siehe auch Nr. 1.2 Abs. 8 dieser Bekanntmachung). 

 
• Sofern sich Beamte oder Angestellte nach § 13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG 

bewerben; eine Bescheinigung über ihr Dienst- oder Angestelltenverhältnis, falls 
der Wahlleiter dies zur Behebung von Zweifeln für erforderlich hält. 
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4. Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 

4.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber benannt werden, die für eine Partei oder 
Wählergruppe auftreten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung 
unterzeichnet sein. 
 
4.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11b zur KwahlO eingereicht werden. Sie 
muss enthalten: 
 

• den Namen der Partei oder Wählergruppe, die die Reserveliste einreicht; 
 
• Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift 

sowie Staatsangehörigkeit der Bewerber in erkennbarer Reihenfolge; bei 
Beamten und Angestellten nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der 
Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung 
oder Anstalt, bei der sie angestellt sind, anzugeben. 

 
Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein Bewerber, unbeschadet der 
Reihenfolge im Übrigen, Ersatzbewerber für einen im Wahlbezirk oder für einen auf einer 
Reserveliste aufgestellten Bewerber sein soll. 
 

4.3 Soll ein Bewerber auf der Reserveliste Ersatzbewerber für einen im Wahlbezirk oder für einen 
auf der Reserveliste aufgestellten anderen Bewerber sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so muss die 
Reserveliste ferner enthalten: 
 

• den Familien- und Vornamen des zu ersetzenden Bewerbers; 
 
• den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder unter der 

der zu ersetzende Bewerber aufgestellt ist. 
 

 
 

4.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem von 
mindestens 15 Wahlberechtigten persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 
 
4.5 Muss die Reserveliste von mindestens 15 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die 
Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach dem Muster der Anlage 14b zur KWahlO zu 
erbringen; bei Anforderung der Formblätter ist die Bezeichnung der Partei oder Wählergruppe 
anzugeben. Für die Unterzeichnung gilt Nr. 2.4 und 3.4 entsprechend. Die Zustimmungserklärung 
der Bewerber ist auf der Reserveliste nach dem Muster der Anlage 11b oder einzeln nach dem 
Muster der Anlage 12b zur KWahlO abzugeben. Einer Bescheinigung der Wählbarkeit bedarf es 
nicht, soweit Bewerber gleichzeitig für einen Wahlbezirk aufgestellt sind und die Bescheinigung dem 
Wahlbezirksvorschlag beigefügt ist. 
 

Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters und der Vertretung der Gemeinde Nottuln sind 
spätestens bis zum 
 
48. Tage vor der Wahl, 18.00 Uhr (Ausschlussfrist) 
 
beim Wahlleiter der Gemeinde Nottuln, Rathaus, Stiftsplatz 7-8, Zimmer 702, 48301 Nottuln, einzureichen. 
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Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor diesem Termin einzureichen, 
damit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher noch behoben 
werden können. 
 
Auf die Bekanntmachung über die Abgrenzung der Wahlbezirke vom 03.07.2008 wird hingewiesen. 
 
 
Nottuln, den 30.09.2008 
 
 
Gemeinde Nottuln 
 
Der Wahlleiter 
I.V. 
 
 
 
 
 
 
(Fallberg) 
Beigeordneter 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
       Amtsbl. d. Gem. No. S. 134 - 139 

 
 



 Amtsblatt der Gemeinde Nottuln 140 
 

 
 

   

 
    Bezirksregierung 48653 Coesfeld, den 12.09.2008 

      M ü n s t e r Leisweg 12 
Flurbereinigungsbehörde Tel.: 02541/911 - 336 
   
Flurbereinigung  
Rorup  - 23 76 1 - 
 
 
 
    Schlussfeststellung 
 
 
In dem Flurbereinigungsverfahren Rorup - 23 76 1 - Kreis Coesfeld - wird hiermit gem. § 149 des 
Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16.03.1976 (BGBl. I 
S. 546), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom 20.12.2007 (BGBl. I S. 3150), die 
Schlussfeststellung erlassen und folgendes festgestellt: 
 
 
1. Die Ausführung des Flurbereinigungsverfahrens Rorup nach dem Flurbereinigungsplan in der 

Gestalt seiner Nachträge 1 bis 3 ist bewirkt. 
 

2. Den Beteiligten stehen keine Ansprüche mehr zu, die im Flurbereinigungsverfahren Rorup 
hätten berücksichtigt werden müssen. 
 

3. Die Aufgaben der Teilnehmergemeinschaft der Flurbereinigung Rorup sind abgeschlossen. 
 

4. Das Flurbereinigungsverfahren Rorup ist mit der Zustellung der bestandskräftigen 
Schlussfeststellung an die Teilnehmergemeinschaft beendet. Gleichzeitig erlischt die 
Teilnehmergemeinschaft. Damit erlöschen auch die Rechte und Pflichten ihres Vorstandes 
sowie die Zuständigkeit der Flurbereinigungsbehörde. 

 
 

Gründe: 
 
 
Der Abschluss des Flurbereinigungsverfahren Rorup durch die Schlussfeststellung ist zulässig 
und begründet. Der Flurbereinigungsplan der Flurbereinigung Rorup und die hierzu ergangenen 
Nachträge sind in allen Teilen ausgeführt. Insbesondere ist das Eigentum an den neuen 
Grundstücken auf die im Flurbereinigungsplan und seinen Nachträgen genannten Beteiligten 
übergegangen. Die öffentlichen Bücher sind berichtigt. Die gemeinschaftlichen Anlagen sind 
entsprechend ihrer Zweckwidmung in dem festgesetzten Umfang ordnungsgemäß ausgebaut. 
Ihre laufende Unterhaltung ist auf die Unterhaltspflichtigen übergegangen. Verbindlichkeiten der 
Teilnehmergemeinschaft bestehen nicht mehr. Die Flurbereinigungskasse ist zu schließen. 
 
Da somit keine Ansprüche der Beteiligten mehr bestehen und keine weiteren Angelegenheiten 
vorliegen, die im Flurbereinigungsverfahren Rorup hätten geregelt werden müssen, ist das 
Verfahren durch die Schlussfeststellung abzuschließen. 
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Gemeinde Nottuln        Nottuln, 02.10.2008 

Der Bürgermeister  

- Bürgerservice (Meldewesen) - 

 
 

 

 

 
 

Im Monat September 2008 wurden beim Bürgerservice (Meldewesen) der Gemeinde Nottuln 

folgende Gegenstände als gefunden gemeldet: 

 
Eigentumsansprüche können im Verwaltungsgebäude Stiftsplatz 8, Bürgerservice,              Tel. 

02502/942-334, geltend gemacht werden. 

 

 
5 Damenräder 

2 Damenhollandräder 

1 Herrenrad 

   2 Mountainbikes 
   1 Koffer 

   1 Handy 

   1 Armbanduhr 

   1 Geldbörse 
      Bargeld 

 

 

Im gleichen Zeitraum wurden folgende Gegenstände als verloren gemeldet: 
 

 

           5 Damenräder 

 1 Damenhollandrad 
2 Herrenräder 

1 Jugendrad 

1 Rennrad 

1 Cityroller 
1 Laufrad 

1 Videokamera 

 

 
 

 

 

 
Im Auftrag 

 
(Zepernick) 
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